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Pro Reli - Für und Wider eines Berliner Volksbegehrens

von Johannes Issmer / Regionalbüro Berlin-Brandenburg 

Welch ein hohes Maß an Emotionen die kontroverse Debatte um die Einführung des Religionsunterrichts als ordentliches Lehrfach an Berliner Schulen inzwischen hervorruft, zeigte sich deutlich in der Diskussionsveranstaltung zum Volksbegehren ’Pro Reli’. 

Die Veranstaltung begann mit einem leidenschaftlichen Plädoyer von Dr. Irmgard Schwaetzer, Mitglied des Vorstandes der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit und Vorsitzende des Domkirchenkollegiums des Berliner Doms, für die Wahlfreiheit an Berliner Schulen. Toleranz sei das Gebot der Stunde, denn vor dem Staat mögen alle Werte gleich viel Wert sein, was jedoch für das Individuum nicht gelte. Gerade Kinder im beginnenden Jugendalter müssten sich zunächst einmal selber finden, wozu der Religionsunterricht besser geeignet sei als das intellektuelle und wenig die Sinne ansprechende Fach Ethik.

Manfred Zimmermann von der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung sprach sich dagegen deutlich für den gemeinsamen Ethikunterricht an Berliner Schulen aus. Das Fach sei notwendig, damit Kinder der rund 40 in Berlin vertretenen Konfessionen miteinander ins Gespräch kommen. Dabei würden sich Ethik und Religion gegenseitig „befruchten“, da die Teilnahme am freiwilligen zusätzlichen Religionsunterricht nun auf Grundlage einer bewussten Entscheidung geschehe. Insgesamt sei das Berliner Modell damit „erfolgreich und zukunftsorientiert“, was sich auch darin zeige, dass es sowohl im In- als auch im Ausland auf reges Interesse stoße. 

Ähnlich äußerte sich Niklas Wuchenauer von der LandesSchülerVertretung Berlin. Bis zur Initiative Pro Reli sei das Thema kaum in der Schülerschaft präsent gewesen. Die LSV vertrete die Ansicht, dass in der Schule die Gesellschaft in allen ihren Facetten zusammenkommen soll. Dem widerspreche eine Auseinanderdifferenzierung in unterschiedlichen Religionsunterricht. Das gemeinsame Fach Ethik biete die Chance, Vorurteile der verschiedenen Konfessionen gegeneinander anzusprechen und abzubauen. Diskussionen könnten hier einmal unabhängig vom Lehrplan und zu Themen stattfinden, die den Schülern wirklich auf dem Herzen liegen.

Auf wenig Verständnis trafen diese Äußerungen beim Vorsitzenden der Initiative Pro Reli e.V., Dr. Christoph Lehmann. Auftrag und Aufgabe der Schule sei es, Werte zu vermitteln. Der Staat stoße hier allerdings an seine Grenzen, weshalb das Grundgesetz diese Aufgabe eindeutig den Religionsgemeinschaften zugesprochen habe. Die Schüler hätten die Wahl, ob sie Religion oder Ethik als Schulfach wählen – und müssten so nicht ihre Freizeit für den optionalen Religionsunterricht opfern. Der enge Stundenplan treibe die Schüler zurzeit massenhaft aus dem Religionsunterricht. Die elementare Bedeutung eines gemeinsamen Faches Ethik als Dialogplattform ließ er nicht gelten. Die zwei Stunden seien schließlich nicht die einzige Zeit, in der die Schüler gemeinsam zusammen sind, sondern ethische Grundlagen kämen in den meisten anderen Fächern bereits genügend zur Geltung. Der Religionsunterricht müsse allerdings dafür erst einmal die Grundlage schaffen.

Mit einem scharfen Angriff auf Pro Reli konterte der Vertreter der Initiative „Pro Ethik“, Gerd Eggers. Das aktuelle Berliner Modell sei „besonders freiheitsfördernd“, da die Beschäftigung mit Werten im Fach Ethik erst die Voraussetzung für ein freies Leben schaffe. Im Gegensatz dazu wolle Pro Reli den Wahlzwang einführen und den Schülern die Freiheit der Nichtwahl nehmen. Umfragen zeigten, dass eine Mehrheit der Deutschen das Berliner Modell favorisierten, und auch im Ausland zeigten sich große Erfolge mit ähnlichen Modellen – mit Zustimmung und konstruktiver Mitarbeit der Kirchen. Ethik und Religion dürften nicht als Alternativen gegenüber gestellt werden, denn sie hätten völlig unterschiedliche Aufgaben. Der Staat müsse sich zwar weltanschaulich neutral verhalten, wertneutral dürfe er allerdings nicht sein. Er müsse die Werte des Grundgesetzes und der Menschenrechte vertreten, wozu das gemeinsame Fach Ethik optimal geeignet sei. Das Fach schaffe die Grundlage für ein harmonisches Zusammenleben der Menschen.  [Diese Darstellung ist zu Beginn nicht ganz adäquat. Deshalb füge ich dem Bericht unten mein tatsächlich gehaltenes Statement bei. Gerd Eggers]

Der Bürgermeister von Rangsdorf, Klaus Rocher (FDP), sprach sich dagegen unter Verweis auf die DDR-Vergangenheit und das aktuelle System in Brandenburg für einen Religionsunterricht und für die Wahlfreiheit aus. Ein staatlich verordneter Werteunterricht sei ihm nach dem Missbrauch in der DDR suspekt, da der Staat nicht wirklich neutral sein könne. Viel wichtiger als das staatliche Diskussionsforum Ethik sei die Ermöglichung einer echten und tiefgründigen ethischen Debatte in den übrigen Unterrichtsfächern. Dies werde jedoch durch ständig neue Reformen und die chronische Unterfinanzierung der Schulen verhindert. Positiv hob Rocher am ebenfalls umstrittenen Brandenburger Modell hervor, dass hier auf Antrag eigentlich immer einer Befreiung vom gemeinsamen Unterrichtsfach LER (Lebensgestaltung-Ethik-Religion) zugunsten von Religionsunterricht stattgegeben werde. Diese Möglichkeit fehle leider im Berliner Modell.
Moderiert wurde die gut besuchte Veranstaltung im Haus des Caritasverbandes Berlin von Claudia Henne vom Rundfunk Berlin-Brandenburg, der es trotz der bisweilen polemischen und scharfen Debatte immer gelang, das Gespräch wieder auf die wichtigen inhaltlichen Punkte zurückzubringen.

Die Spaltung in zwei Lager zeigte sich auch deutlich in der anschließenden lebhaften Publikumsdiskussion, in der neben den Standpunkten des Podiums auch über einige neue Aspekte debattiert wurde. So kam u.a. die Problematik zur Sprache, dass sich der freiwillige Religionsunterricht und insbesondere der Islamunterricht außerhalb des ordentlichen Lehrplans der staatlichen Kontrolle entziehe. Auch wurde die Ausgestaltung des heutigen Religionsunterrichts kritisiert. Dieser würde kaum noch vermögen, die Schüler emotional anzusprechen und damit ein echter Bekenntnisunterricht zu sein. Mit Bedauern reagierten einige Teilnehmer auf die Zuspitzung der Debatte. Von beiden Seiten würden Feinbilder aufgebaut, unter denen die Sachlichkeit der Diskussion erheblich leide. 
http://www.freiheit.org/webcom/show_article_bb.php?wc_c=118&wc_id=1675
Statement von Gerd Eggers am 11.12.2008

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich vertrete heute hier die Initiative "Pro Ethik", die sich für die Erhaltung des  gemeinsamen Ethikunterrichts und der uneingeschränkten Freiwilligkeit des Religionsunterrichts in Berlin einsetzt.

Zum Koordinierungskreis unserer Initiative gehören die bildungspolitischen SprecherInnen der SPD, der Linkspartei und von Bündnis 90/Die Grünen, die GEW, die Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union, zwei Vertreter der Initiative "Christen pro Ethik" sowie die Weltanschauungsgemeinschaft Humanistischer Verband. 

Unser Schirmherr ist Walter Momper als Mitglied der SPD-Fraktion des Abgeordnetenhauses. Er ist auch Mitglied der evangelischen Kirche. Sie wissen sicher auch, dass der SPD-Fraktionsvorsitzende Michael Müller Mitglied der evangelischen Kirche und unser Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit bekennender Katholik ist. 

Ich betone das deshalb, weil es immer wieder vorkommt, dass die Befürworter eines gemeinsamen Ethikunterrichts in Berlin als antikirchlich oder gar antireligiös diffamiert werden. 

Da wir hier heute in der Friedrich-Naumann-Stiftung zusammengekommen sind, die ihr Wirken, wie die FDP, unter die Idee der Freiheit stellt, möchte ich mein Statement besonders aus einer solchen Perspektive heraus formulieren.

Unsere Initiative "Pro Ethik" sieht das Berliner Modell eines gemeinsamen Ethikunterrichts, ergänzt durch uneingeschränkt freiwillige Angebote eines Religions- bzw. Weltanschauungsunterrichts als besonders freiheitsfördernd an. Dieses Modell hilft Jugendlichen, sich vertieft mit wichtigen religiösen und weltanschaulichen Traditionen zu beschäftigen, sich gemeinsam über Grundwerte unseres Zusammenlebens und über Menschenrechte zu verständigen und fördert ihre Fähigkeit zum Dialog, zur freien Orientierung und zum verantwortlichen Handeln in unserer freiheitlich-demokratischen Gesellschaft. 

Den gemeinsamen Berliner Ethikunterricht, der sich diese Ziele stellt,  auf den Pro-Reli-Unterschriftenbögen als "Zwangsfach" zu bezeichnen, ist widersinnig und diffamierend. 

Kommt etwa jemand jemand auf die Idee, normale schulische Fächer wie Deutsch, Mathematik, Geschichte oder Geographie "Zwangsfächer" zu nennen? Hat sich nicht vielmehr unsere Gesellschaft auf eine allgemeinbildende Schule verständigt, in welcher obligatorische weil grundlegende, wahlobligatorische oder Wahlfächer unterrichtet werden? Gerade um der Freiheit und der Befähigung zum freien und verantwortlichen Handeln wegen.

Wer würde Forderungen nicht als aberwitzig erkennen, eine Wahlpflicht zu fordern

· zwischen Fächern der politischen Bildung und politischen Bildungskursen von Parteien oder 

· zwischen Deutsch und einzelnen Fremdsprachen 

· oder zwischen einem allgemeinbildenden Musikunterricht und  Fächern die Schwerpunkte haben wie Kirchenmusik, Pop- oder Volksmusik, einzuführen. 

Dem entspricht aber die Forderung von Pro Reli nach einer Wahlpflicht zwischen Ethik- und Religionsunterricht.

Ethikunterricht ist ein allgemeinbildendes Fach wie andere auch, welches durch einen bekenntnisgebundenen christlichen, islamischen oder anderen Religionsunterricht nicht ersetzt werden kann und aus unserer Sicht auch nicht ersetzt werden darf.

Pro Reli hat das von ihm angestrengte Volksbegehren unter den Slogan "Freie Wahl" gestellt, etwas kleiner, ja fast versteckt heißt es dahinter noch "zwischen Ethik und Religion".

In Wahrheit ist aber eine wirklich freie Wahl – die auch eine Nichtwahl ermöglichen müsste - nicht gewollt, denn es wird im Gesetzentwurf präzisiert, dass es um Wahlpflicht geht; und wenn Pro Reli Pflicht mit Zwang wie beim Ethikunterricht übersetzt, geht es um einen Wahlzwang zwischen Ethik und Religion. Das sollte dann ehrlicherweise von Pro Reli auch so benannt werden.

Eine freie – und ich betone: uneingeschränkt freie - Wahl des Religionsunterrichts gibt es in Berlin seit 1948. Jede/jeder kann sein Kind bzw. religionsmündige Schülerinnen und Schüler können sich selbst zum Religionsunterricht anmelden, der mit bis zu zwei Wochenstunden von der 1. bis zur 13. Klasse besucht werden kann. Die Nichtwahl von Religions- bzw. Weltanschauungsunterricht wird zu Recht nicht dadurch sanktioniert, dass dann ein anderer Unterricht besucht werden muß.

Genauso übrigens wie man bei freien Wahlen zum Bundestag oder zum Abgeordnetenhaus nicht verpflichtet wird bzw. werden kann, eine der angetretenen Parteien zu wählen.

Das Berliner Modell eines Pflichtfaches Ethik – verbunden mit einem zusätzlichen und freiwilligen Religionsunterricht findet übrigens deutschlandweit hohe  Zustimmung. Eine Ende November von Infratest dimap durchgeführte Repräsentativbefragung hat ergeben, dass 53 Prozent aller Deutschen und übrigens 72 Prozent aller FDP-Anhänger ein solches Modell als zukunftsfähig ansehen. Das von Pro Reli favorisierte Wahlpflichtmodell kommt dagegen nur auf 44 Prozent Zustimmung.

Ein gemeinsamer Ethikunterricht ist nicht nur ein Projekt der rot-roten Koalition in Berlin. Ethik als Pflichtfach wird auch von Bündnis 90/Die Grünen nachdrücklich unterstützt. 

Bei dieser - des Kommunismus und Atheismus wohl unverdächtigen - Partei gibt es derzeit auf Bundesebene eine Diskussion, ob der konfessionelle Religionsunterricht abgeschafft werden und einem gemeinsamen Unterricht Platz machen soll. 

Die Berliner FDP hat sich leider auf die Seite der Gegner des gemeinsamen Ethikunterrichts begeben. Nicht so in anderen Bundesländern, wie z.B. in Hessen. Ich komme am Schluss darauf zurück. Bei den Jungen Liberalen lebt die Idee der konsequenten Trennung von Staat und Kirchen wieder auf. Auf ihrem Bundeskongress forderten sie im Jahre 2000 bekenntnisfreie Schulen ohne konfessionellen Religionsunterricht und dessen Ersetzung durch ein Pflichtfach Lebenskunde-Ethik-Religion. Verglichen mit dieser Forderung erscheint doch das gegenwärtige Berliner Modell in einem ganz anderen Licht. 

Richtet man seinen Blick über Deutschland hinaus, wirken die gegenwärtigen polemischen Angriffe auf den gemeinsamen Berliner Ethikunterricht und seine Befürworter antiquiert und lächerlich. So haben Länder wie Großbritannien, Norwegen und Spanien z.T. seit Jahrzehnten, z.T. in den letzten Jahren erfolgreich Pflichtfächer im ethisch-religionskundlichen Bereich eingeführt. 

Pro Reli hatte ein Plakat im Umlauf, auf welchem mit dem Spruch "Glauben versetzt Berge" verbunden das Schweizer Matterhorn abgebildet war. Damit war aber sicher nicht gemeint, dass man Schweizer Verhältnisse auch in Berlin schafft. Denn in der Schweiz hat man schon Ende der 1990er Jahre in mehreren Kantonen damit begonnen   integrative Ethikfächer einzuführen. Und dies mit Zustimmung und z.T. konstruktiver Mitwirkung der dortigen Kirchen. Ich nenne hier beispielhaft das Fach "Religion und Kultur" im Kanton Zürich und das Fach "Ethik und Religionen" im Kanton Luzern.

Nach allem Gesagten kann ich Pro Reli und seinen Unterstützern nur empfehlen, die Diskussionen und Entwicklungen, die es anderswo gibt, zur Kenntnis zu nehmen, innezuhalten und zu prüfen, ob sie auf einem guten Weg sind oder sich in einer Sackgasse befinden.

Propaganda und Diffamierung, wie in den Texten von Pro Reli zu lesen bzw. in sonstigen Äußerungen seiner Unterstützer wirken – das ist meine Überzeugung – allenfalls kurzzeitig - bis die Täuschungen durchschaut werden. Auch wenn Pro Reli bis 21. Januar die erforderlichen 170.000 Unterschriften sammeln könnte – was derzeit noch zu bezweifeln ist – ist für mich sicher, dass bei den dann für einen Volksentscheid erforderlichen 610.000 Berlinerinnen und Berliner die Rechnung dann nicht mehr aufgehen würde. Wozu unsere Initiative – das kann ich hier versprechen – das Ihrige beitragen wird.

Lassen Sie mich aber bitte positiv schließen mit einem Zitat aus dem Wahlprogramm der FDP in Hessen von 1998, welches zeigt, dass Berlin nicht nur eine rot-rot-grüne, sondern auch eine liberale Zukunftsidee umgesetzt hat, wobei zweifellos in der Praxis noch manches zu verbessern ist: 

"In Anpassung an bereits bestehende Konzeptionen in europäischen Nachbarländern und in den neuen Bundesländern erscheint es zeit- und bedarfsgemäß, ein für alle Schüler verpflichtendes, konfessionsneutrales Angebot zu machen. In diesem Fach stehen Religionen-Kunde, Religionsgeschichte, Philosophie und Ethik im Mittelpunkt. Vertreter von Religionen, Kirchen, Konfessionen sollten bei der Erstellung von entsprechenden Lehrplänen mitwirken."

Auf das in diesem Pflichtfach vermittelten "Wissen können Religionsgemeinschaften wirkungsvoll und positiv aufbauen."

